
610 Neue Justiz 17/77

Prof. Pierre Cot
Im Alter von 81 Jahren verstarb Prof. Pierre Cot, Präsident 
der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen.

Jahrzehntelang Abgeordneter der Nationalversammlung 
und Minister in der Volksfrontregierung der Republik Frank­
reich, Freund und Helfer des republikanischen Spanien, Mit­
begründer der Weltfriedensbewegung, zeitlebens Vorkämp­
fer für die Einheit der Linken in Frankreich, hochgeachteter 
Patriot und Jurist von internationalem Ruf, verfolgt von den 
Verrätern von Vichy, kämpfte Pierre Cot unbeirrbar gegen 
Reaktion, Faschismus und Krieg, für ein Zusammenleben der 
Völker in Frieden und sozialer Sicherheit.

Als Beauftragter der Provisorischen Regierung de Gaulle 
weilte Pierre Cot im zweiten Weltkrieg bei den Kämpfern 
der Sowjetarmee an der Front, eine Mission, die zugleich 
symbolisch war für seine Verbundenheit und seine treue 
Freundschaft zur Sowjetunion, zu den Ländern des realen 
Sozialismus, zu allen um die Verwirklichung ihres Selbst­
bestimmungsrechts kämpfenden Völkern.

Unvergessen wird Pierre Cots engagiertes Eintreten für 
die Rechte des ersten Arbeiter-und-Bauern-Staates auf 
deutschem Boden und dessen gleichberechtigte Mitwirkung 
am internationalen Leben bleiben.

Seit 1960 widmete Pierre Cot als Präsident der Interna­
tionalen Vereinigung Demokratischer Juristen seine reiche 
Erfahrung, sein enzyklopädisches Wissen, seine brillante 
Rhetorik, sein hohes Ansehen und seine Leidenschaft der 
Solidarität und dem internationalen Zusammenwirken aller 
fortschrittlichen Juristen in der Front der Weltfriedenskräfte.

Die Juristen der DDR ehren in ihrem Andenken, gemein­
sam mit den progressiven Juristen in aller Welt, die hervor­
ragenden Verdienste Pierre Cots im Kampf um eine Welt 
des Friedens und der Sicherheit für alle Völker, um ein Le­
ben in sozialer Gerechtigkeit und Menschenwürde.

Sekretariat des Zentralvorstandes 
der Vereinigung der Juristen der DDR

Die den örtlichen Organen obliegende Verpflichtung be­
rechtigt sie jedoch nicht, Bodenflächen, die bereits anderen 
Bürgern zur Nutzung zur Erholung überlassen worden sind, 
ohne Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist zu kün­
digen. Gemäß § 314 Abs. 3 Satz 1 ZGB kann der Überlas­
sende das Nutzungsverhältnis mit einer Frist von drei Mo­
naten zum 31. Oktober des laufenden Jahres kündigen, 
wenn dafür gesellschaftlich gerechtfertigte Gründe vorlie­
gen. Der Einhaltung dieser Frist bedarf es nur dann nicht, 
wenn sich der Nutzungsberechtigte besonders schwerwie­
gend vertragswidrig verhalten hat (§ 314 Abs. 3 Satz 2 
ZGB); in diesem Fall kann zum Ende des laufenden Quar­
tals mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden.

Grundsätzlich wird davon auszugehen sein, daß eine 
Kündigung aus dem in der Frage erwähnten Grund gesell­
schaftlich gerechtfertigt ist. Das berechtigt aber ebenso le­
diglich zur Kündigung in einer Frist von drei Monaten zum 
31. Oktober des laufenden Jahres wie der Umstand, daß die 
Klage ggf. auf dringenden Eigenbedarf gestützt wird, wenn 
die Nutzung des Grundstücks außerhalb einer Kleingarten­
anlage erfolgt.

Eine Kündigung des Nutzungsverhältnisses kann 
schließlich auch nicht auf § 78 ZGB (Änderung oder Aufhe­
bung eines Vertrags durch das Gericht, wenn sich die für 
den Vertragsabschluß maßgeblichen Umstände später so 
verändert haben, daß einem der Vertragspartner die Erfül­
lung des Vertrags nicht mehr zugemutet werden kann) ge­
stützt werden, weil damit die Kündigungsvorschrift des 
§ 314 Abs. 3 ZGB umgangen würde. Dr. W. H.

Welche Bedeutung haben Beglaubigungen und Beurkun­
dungen im Rechtsverkehr?

Das ZGB geht von dem Grundsatz aus, daß für Rechtsge­
schäfte des täglichen Lebens keine besondere Form erfor­

derlich ist (§ 66). In bestimmten Fällen wird vom Gesetz 
jedoch die Schriftform, die Beglaubigung oder sogar die 
Beurkundung gefordert. Die Wirksamkeit des Vertrags oder 
der Erklärung hängt dann von der Einhaltung dieser 
Formvorschriften ab. Es handelt sich hierbei um wichtige 
Angelegenheiten, aus denen für die Beteiligten in der Re­
gel besondere Rechte oder Pflichten erwachsen und die 
auch für die Gesellschaft bedeutsam sind.

Durch die Beglaubigung oder Beurkundung wird der 
Beweiswert der Niederschrift eines Vertrags oder eines 
einseitigen Rechtsgeschäfts erhöht, und diese werden in 
den Rang einer Urkunde erhoben. Deshalb dienen Beglau­
bigungen oder Beurkundungen der Erhöhung der Rechts­
sicherheit.

Zu den beglaubigungspflichtigen Rechtsgeschäften bzw. 
Erklärungen gehören u. a. Verträge über die Vereinbarung 
von Hypotheken, die Abtretung von Forderungen und den 
Übergang von Hypotheken, der Verzicht auf ein Grund­
stück, die Erteilung einer Vollmacht zum Abschluß eines 
Rechtsgeschäfts, wenn das Rechtsgeschäft selbst der Be­
urkundung oder Beglaubigung bedarf, die Erklärung der 
Ausschlagung der Erbschaft.

Der Beurkundung bedürfen z. B. Verträge zur Übertra­
gung des Eigentums an Grundstücken und Gebäuden, no­
tarielle Testamente, die Verfügung über Erbteile, die Er­
klärung des Widerrufs gemeinschaftlicher Testamente 
durch einen Ehegatten oder die Verpflichtung zu einer Lei­
stung, beispielsweise zur Zahlung von Unterhalt, wenn aus 
dieser Urkunde die gerichtliche Vollstreckung ermöglicht 
werden soll.

Beglaubigungen und Beurkundungen nehmen die Staat­
lichen Notariate und auch Einzelnotare vor. Eine besondere 
örtliche Zuständigkeit ist nicht festgelegt. Rechtsgeschäfte 
über Grundstücke und Gebäude sowie Erklärungen über 
Grundstücke, die zu einer Eintragung im Grundbuch füh­
ren, können auch von den Organen des Liegenschaftsdien­
stes für den Bereich des jeweiligen Territoriums beglaubigt 
oder beurkundet werden. Die Organe der Jugendhilfe sind 
befugt, die Anerkennung der Vaterschaft und die Unter­
haltsverpflichtung des Vaters für ein außerhalb der Ehe 
geborenes Kind zu beurkunden.

Bei der Beglaubigung hat der Notar die Echtheit der 
Unterschrift eines Bürgers, die er auf einem Schriftstück 
unter einer Erklärung geleistet hat, zu bescheinigen. Dazu 
ist erforderlich, daß der Bürger in Gegenwart des Notars 
unterschreibt oder dem Notar gegenüber persönlich aner­
kennt, daß es sich um seine eigenhändige Unterschrift han­
delt. Der Notar kann auch die Übereinstimmung der Ab­
schrift (Abdruck, Ablichtung) einer Urkunde oder eines 
sonstigen Schriftstücks mit dem Original bestätigen.

Bei einer Beurkundung nimmt der Notar die Erklä­
rungen eines oder mehrerer Bürger entgegen und fertigt 
hierüber eine Niederschrift an. Der Notar ist u. a. verpflich­
tet, die Identität des beteiligten Bürgers festzustellen; er 
hat weiter zu prüfen, ob der Bürger handlungsfähig i. S. 
des ZGB (§§ 49 ff.) ist und ob er z. B. bei einem Vertrag 
über den Verkauf eines Grundstücks berechtigt ist, über 
das Grundstück zu verfügen. Die Niederschrift muß vom 
Notar den beteiligten Bürgern vorgelesen oder zur Durch­
sicht vorgelegt und von ihnen sowie vom Notar unter­
schrieben werden. Kann ein Beteiligter nicht schreiben, 
nicht sehen oder nicht sprechen oder ist er gehörlos, muß 
ein Zeuge, ggf. auch ein Dolmetscher, hinzugezogen werden.

Diese Vorschriften gewährleisten das notwendige Maß 
an Echtheit und Identität derartiger notarieller Urkunden. 
Hinzu kommt, daß der Notar Gelegenheit hat und auch 
dazu verpflichtet ist, die Bürger bei der inhaltlichen Ge­
staltung ihrer Erklärungen zu beraten und sie über be­
stimmte Rechtsfolgen zu informieren. Selbstverständlich 
wird der Notar seine Mitwirkung versagen, wenn Rechts­
geschäfte oder Erklärungen gegen Rechtsvorschriften ver­
stoßen oder den Grundsätzen der sozialistischen Moral wi­
dersprechen. R- K.


